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Text 

Einschränkung der Zulassung von GVO 

§ 63a. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit kann während des Verfahrens der Zulassung eines 
bestimmten GVO gemäß der Richtlinie 2001/18/EG oder der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 oder 
während der Erneuerung einer Zustimmung bzw. Zulassung den Anmelder/Antragsteller im Wege der 
Europäischen Kommission dazu auffordern, dass der geographische Geltungsbereich der schriftlichen 
Zustimmung bzw. Zulassung so geändert wird, dass das Bundesgebiet insgesamt oder teilweise vom 
Anbau ausgeschlossen ist. 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit hat eine Aufforderung gemäß Abs. 1 spätestens 45 Tage 
nach Weiterleitung des Bewertungsberichtes gemäß Art. 14 Abs. 2 der Richtlinie 2001/18/EG bzw. nach 
Erhalt der Stellungnahme der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit gemäß Art. 6 Abs. 6 und 
Art. 18 Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 der Europäischen Kommission zur Weiterleitung an 
den Anmelder oder Antragsteller sowie die anderen Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

(3) Erfolgt binnen 30 Tagen nach Übermittlung der Aufforderung keine Bestätigung des 
geografischen Geltungsbereiches der ursprünglichen Anmeldung oder des ursprünglichen Antrages, so 
wird die Anpassung des geografischen Geltungsbereiches der Anmeldung bzw. des Antrages in der 
aufgrund der Richtlinie 2001/18/EG erteilten schriftlichen Zustimmung und, falls angezeigt, durch eine 
Entscheidung gemäß Art. 19 der Richtlinie 2001/18/EG und durch eine Entscheidung über die Zulassung 
gemäß den Artikeln 7 und 19 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 umgesetzt. 

(4) Sollen das gesamte Bundesgebiet oder Teile davon wieder in den geografischen Geltungsbereich 
der Zustimmung/Zulassung, von dem es vorher gemäß Abs. 3 ausgeschlossen wurde, aufgenommen 
werden, so hat die Bundesministerin für Gesundheit ein entsprechendes Ansuchen an die zuständige 
Behörde, die die schriftliche Zustimmung gemäß Richtlinie 2001/18/EG erteilt hat, oder an die 
Europäische Kommission, wenn der GVO nach der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 zugelassen wurde, 
zu richten. 

(5) Nach dieser Bestimmung erlassene Maßnahmen berühren nicht den freien Verkehr von GVO als 
Erzeugnis oder in Erzeugnissen. 


